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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl II 113/2024 

Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend Aufgabenübertragung an die Staatssekretärin 

 

BGBl II 114/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, mit der die Verord-
nung über die vorgezogene Lenkberechtigung für die Klasse B geändert wird (5. Novelle zur FSG-VBVO) 

 

BGBl II 115/2024 (Anlage 1; Anlage 2; Anlage 3; Anlage 4)  

Verordnung des Bundesministers für Inneres über die Grundausbildungen für Bedienstete des Allgemeinen Verwaltungsdiensts 
im Bundesministerium für Inneres (Grundausbildungsverordnung – Allgemeiner Verwaltungsdienst BMI) 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABI L 2024/1252 v 03.05.2024 

Verordnung (EU) 2024/1252 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. April 2024 zur Schaffung eines Rahmens 
zur Gewährleistung einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit kritischen Rohstoffen und zur Änderung der Verord-

nungen (EU) Nr 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1724 und (EU) 2019/1020 

 

ABI L 2024/1309 v 08.05.2024 

Verordnung (EU) 2024/1309 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2024 über Maßnahmen zur Reduzie-
rung der Kosten des Aufbaus von Gigabit-Netzen für die elektronische Kommunikation, zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2015/2120 und zur Aufhebung der Richtlinie 2014/61/EU (Gigabit-Infrastrukturverordnung) 

 

ABI L 2024/1275 v 08.05.2024 

Richtlinie (EU) 2024/1275 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. April 2024 über die Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden 

AUSGABE 19 | 10.05.2024 

 

https://ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_113/BGBLA_2024_II_113.pdfsig
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_114/BGBLA_2024_II_114.pdfsig
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_115/BGBLA_2024_II_115.pdfsig
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_115/Anlagen_0001_806C396B_6A33_4443_AD25_DDE7EA8C8EA0.pdfsig
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_115/Anlagen_0002_2A2F3A5B_47A3_4B96_9087_D2DA5DA3C31A.pdfsig
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_115/Anlagen_0003_DC9A7488_C618_49BA_90D3_4DC0B47155F1.pdfsig
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_115/Anlagen_0004_CED8D88D_1EE2_46FC_88AA_7819F3C00704.pdfsig
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401252
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401309
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401275


ABI L 2024/1257 v 08.05.2024 

Verordnung (EU) 2024/1257 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. April 2024 über die Typgenehmigung von 
Kraftfahrzeugen und Motoren sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten für diese Fahr-
zeuge hinsichtlich ihrer Emissionen und der Dauerhaltbarkeit von Batterien (Euro 7), zur Änderung der Verordnung (EU) 
2018/858 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr 715/2007 und (EG) Nr 
595/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnung (EU) Nr 582/2011 der Kommission, der Verordnung 
(EU) 2017/1151 der Kommission, der Verordnung (EU) 2017/2400 der Kommission und der Durchführungsverordnung (EU) 
2022/1362 der Kommission 

 

ABI L 2024/1246 v 08.05.2024 

Beschluss (EU) 2024/1246 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. April 2024 über die Zeichnung zusätzlicher 
Anteile am Kapital der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) durch die Europäische Union und 
die Änderung des Übereinkommens zur Errichtung der EBWE im Hinblick auf die Ausdehnung des geografischen Tätig-
keitsbereichs der EBWE auf afrikanische Länder südlich der Sahara und Irak und die Aufhebung der vorgeschriebenen Kapi-
talbeschränkung für ihre ordentliche Geschäftstätigkeit 

 

ABI L 2024/1306 v 08.05.2024 

Richtlinie (EU) 2024/1306 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2024 zur Änderung der Richtlinie 
2013/34/EU im Hinblick auf die Fristen für den Erlass der Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung für bestimmte 
Sektoren und bestimmte Unternehmen aus Drittstaaten 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum.  

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
28.03.2024, Ra 2024/09/0011 

StPO; der VwGH stellte klar, dass die disziplinarrechtlichen Verjährungsfristen dann gehemmt werden, wenn ein Strafver-
fahren nach der StPO eingeleitet wurde und verwies für den Zeitpunkt des Beginns auf § 1 Abs 2 StPO; darauf kam es im 
vorliegenden Fall jedoch nicht mehr an; durch Fassung eines Einleitungsbeschlusses durch die Disziplinarbehörde wird die – 
während der strafrechtlichen Ermittlungen gehemmte – disziplinarrechtliche Verjährungsfrist unterbrochen; die Disziplinarbe-
hörde hatte Ermittlungsbeschlüsse gefasst, weshalb eine Verjährung aufgrund der Hemmung bzw der ohnehin eingetretenen 
Unterbrechung zu verneinen war 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
BVwG 05.03.2024, W271 2266361-1; W271 2266166-1 

ORF-G; ein Arbeitsverhältnis zu einem Medienunternehmen gem § 20 Abs 3 Z 4 ORF-G bewirkt grundsätzlich eine Unverein-
barkeit; gem § 19 Abs 2 leg cit sind die Mitglieder des Stiftungsrats bei der Ausübung ihrer Funktion im ORF an keine Wei-
sungen und Aufträge gebunden; sie haben ausschließlich die sich aus den Gesetzen und der Geschäftsordnung ergebenden 
Pflichten zu erfüllen; die Bf gehen selbst davon aus, dass keine Weisung und kein expliziter Auftrag gegenüber den Stiftungs-
räten erteilt wurde; eine Verletzung des § 19 Abs 2 leg cit kann daher nicht vorliegen 

 

  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401257
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401246
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401306
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https://ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20240305_W271_2266166_1_00/BVWGT_20240305_W271_2266166_1_00.pdf


BVwG 02.04.2024, W176 2277128-1 

DSG; DSGVO; es ergibt sich eine geeignete Rechtsgrundlage für die Verfahrensführung bzw Ermittlungstätigkeit und Daten-
verarbeitung der mitbeteiligten Partei für einen Eingriff in das verfassungsrechtliche Grundrecht des Bf auf Datenschutz iSd § 
1 Abs 2 DSG; es ist nicht zu erkennen, dass die Datenverarbeitungen zum Zwecke der Erstellung einer Disziplinaranzeige 

einen unverhältnismäßigen Eingriff in die Grundrechte des Bf bewirken 

 

LVwG Nö 14.03.2024, LVwG-M-2/001-2023 

SicherheitspolizeiG; ein Betretungs- und Annäherungsverbot kann auch telefonisch wirksam ausgesprochen werden und 
mit seiner telefonischen Bekanntgabe rechtliche Wirksamkeit erlangen; es gehört zu der dem einschreitenden Organ zumutba-
ren Sorgfalt, einen mutmaßlichen Gefährder vor der Verhängung eines Betretungs- und Annäherungsverbots mit den gegen 
ihn erhobenen Vorwürfen, auf die sich eine Gefährdungsprognose stützen kann, zu konfrontieren und ihm die Möglichkeit zu 
geben, sich in der gebotenen Kürze dazu zu äußern und seine allenfalls abweichende Darstellung nach Möglichkeit zu belegen 

 

LVwG Nö 08.04.2024, LVwG-AV-1718/001-2023 

Nö BauO; die zweite Tatbestandsvoraussetzung des § 35 Abs 2 Z 1 Nö BauO vermag nur solche Aufträge zur Beseitigung 
von Baugebrechen zu erfüllen, die den angeführten Anforderungen an die Bestimmtheit von Bescheiden (hier konkret von 
baupolizeilichen Aufträgen) genügen; es ist kein Grund zu erkennen, warum für das in ähnlicher Weise wie ein Vollstreckungs-
verfahren auf dem rechtskräftigen Auftrag zur Behebung von Baugebrechen aufbauende Verfahren nach § 35 Abs 2 Z 1 leg 
cit anderes gelten sollte 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
07.05.2024, Rs C-115/22, NADA ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Zulässigkeit – Art 267 AEUV – Begriff ‚Gericht‘ – Nationale Schiedskommission, die für die 
Dopingbekämpfung im Bereich des Sports zuständig ist – Kriterien – Unabhängigkeit der vorlegenden Einrichtung – Grundsatz 

des effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes – Unzulässigkeit des Vorabentscheidungsersuchens 

 

08.05.2024, Rs C-241/23, Dyrektor Izby Administracji Skarbowej w Warszawie (Contrepartie en actions) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Art 73 – Lieferungen 
von Gegenständen und Dienstleistungen – Sacheinlage von Grundstücken – Steuerbemessungsgrundlage – Gegenleistung – 
Aktien – Nennwert – Ausgabewert 

 

08.05.2024, Rs C-216/23, Hauser Weinimport 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Rechtsangleichung – Landwirtschaft – Begriffsbestimmung, Beschreibung, Aufmachung 
und Etikettierung von aromatisierten Weinerzeugnissen sowie Schutz geografischer Angaben für aromatisierte Weiner-
zeugnisse – Verordnung (EU) Nr 251/2014 – Art 3 Abs 4 – Aromatisierter weinhaltiger Cocktail – Begriffsbestimmung – Begriff 
des Alkohols und des geschmackgebenden Lebensmittels 

 

08.05.2024, Rs C-53/23, Asociaţia Forumul Judecătorilor din România (Associations de magistrats) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Rechtsstaatlichkeit – Unabhängigkeit der Justiz – Art 19 Abs 1 EUV – Verfahren für die 
Zusammenarbeit und die Überprüfung – Im Einvernehmen mit Rumänien ergangene Vorgaben – Korruptionsbekämpfung – 
Ermittlung von Straftaten innerhalb der Justiz – Klage gegen die Ernennung von Staatsanwälten, die für die Durchführung 

solcher Ermittlungen zuständig sind – Klagebefugnis der Berufsverbände von Richtern und von Staatsanwälten 
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08.05.2024, Rs C-20/23, Instituto da Segurança Social ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Richtlinie (EU) 2019/1023 – Restrukturie-
rungs‑, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren – Art 20 – Zugang zur Entschuldung – Art 23 – Ausnahmeregelungen – Art 
23 Abs 4 – Ausschluss bestimmter Schuldenkategorien von der Entschuldung – Nationale Regelung, die Steuer- und Sozial-
versicherungsforderungen von der Entschuldung ausschließt – Ausreichende Rechtfertigung eines solchen Ausschlusses 

 

08.05.2024, Rs C-734/22, Finanzprokuratur 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Eigenmittel der Europäischen Union – Aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) kofinanziertes nationales Programm – In Durchführung dieses Programms ver-
traglich gewährte Beihilfen – Schutz der finanziellen Interessen der Union – Verordnung (EG) Nr 2988/95 – Anwendungsbe-
reich – Verfolgung von Unregelmäßigkeiten – Art 3 – Verjährungsfrist für die Verfolgung – Begriff der die Verjährung unterbre-
chenden Handlung – Grundsatz der Verhältnismäßigkeit – Rückforderung zu Unrecht gezahlter Beihilfen nach dem Privat-
recht eines Mitgliedstaats 

 

08.05.2024, Rs C-75/22, Kommission/ Tschechische Republik (Qualifications professionnelles) 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Richtlinie 2005/36/EG – Anerkennung von Berufsqualifikationen – Art 3 Abs 1 
Buchst g und h – Verpflichtung der Mitgliedstaaten, dafür zu sorgen, dass die zuständigen Behörden des Aufnahmemitglied-
staats die Rechtsstellung von Personen festlegen, die einen Anpassungslehrgang absolvieren oder sich auf eine Eignungsprü-
fung vorbereiten – Art 7 Abs 3 – Verpflichtung der Mitgliedstaaten, ua Tierärzten und Architekten die Möglichkeit zu gewährleis-
ten, im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit Dienstleistungen unter der Berufsbezeichnung des Aufnahmemitgliedstaats zu er-
bringen – Art 45 Abs 2 Buchst c, Buchst f und teilweise Buchst e – Verpflichtung der Mitgliedstaaten, dafür zu sorgen, dass 
Inhaber eines pharmazeutischen Ausbildungsnachweises einer Universität oder eines als gleichwertig anerkannten Ausbil-
dungsnachweises, der den Anforderungen des Art 44 dieser Richtlinie genügt, mindestens die in Art 45 Abs 2 der Richtlinie 
genannten Tätigkeiten aufnehmen dürfen, gegebenenfalls vorbehaltlich einer ergänzenden Berufserfahrung – Art 51 Abs 1 – 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten, dafür zu sorgen, dass die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaats über eine Frist 
von einem Monat verfügt, um den Eingang des Antrags auf Anerkennung der Berufsqualifikationen zu bestätigen und dem 

Antragsteller gegebenenfalls mitzuteilen, welche Dokumente fehlen – Fehlende Umsetzung in nationales Recht 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
07.05.2024, Rs C-4/23, Mirin (GA De la Tour) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Unionsbürgerschaft – Art 21 Abs 1 AEUV – Recht, sich in den Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten – Bürger mit Wohnsitz im Vereinigten Königreich, der die Staatsangehörigkeit dieses Staats und 
eines Mitgliedstaats hat – Weigerung der Behörden dieses zweitgenannten Staats, in seiner Geburtsurkunde einen Vermerk 
über die im erstgenannten Staat rechtswirksam vorgenommenen Änderungen des Vornamens und des Geschlechts einzutra-
gen – Nationale Regelung, die die Änderung einer Personenstandsurkunde nur aufgrund einer rechtskräftigen gerichtlichen 
Entscheidung zulässt – Auswirkung des Austritts des Vereinigten Königreichs aus der Union 

 

08.05.2024, verb Rs C-717/22 u C-372/23, Sistem Lux (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Zollunion und freier Warenverkehr – Verordnung (EU) Nr 952/2013 – Zollrechtliche Zuwi-
derhandlung – Verwaltungsrechtliche Sanktionen – Wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen – Nationale 
Vorschrift, die die Einziehung des Gegenstands der zollrechtlichen Zuwiderhandlung vorsieht – Einem Dritten gehörende Ge-
genstände 

 

08.05.2024, Rs C-126/23, Burdene (GA De la Tour) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2004/80/EG – Art 12 Abs 2 – Nationale Regelungen für die Entschädigung der 
Opfer vorsätzlicher Gewalttaten – Tod des Opfers – Entschädigung von nahen Familienangehörigen – Begriff ‚Opfer‘ – 
Nationale Regelung, die die Zahlung einer Entschädigung an nahe Familienangehörige des Opfers ausschließt, wenn es einen 
hinterbliebenen Ehepartner und Kinder gibt – ‚Gerechte und angemessene‘ Entschädigung 

  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=285823&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=914008
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https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=285741&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=922523
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C. GERICHT 

 
08.05.2024, Rs T-501/23, Listan/ EUIPO (Silent Loop) 

Unionsmarke – Internationale Registrierung mit Benennung der Europäischen Union – Wortmarke Silent Loop – Absolute 
Eintragungshindernisse – Beschreibender Charakter – Art 7 Abs 1 Buchst c der Verordnung (EU) 2017/1001 – Fehlende Un-
terscheidungskraft – Art 7 Abs 1 Buchst b der Verordnung 2017/1001 

 
08.05.2024, Rs T-758/22, Puma/ EUIPO - Fujian Daocheng Electronic Commerce (Chaussure) 

Gemeinschaftsgeschmacksmuster – Nichtigkeitsverfahren – Eingetragenes Gemeinschaftsgeschmacksmuster, das einen 
Schuh darstellt – Ältere Gemeinschaftsgeschmacksmuster – Nichtigkeitsgründe – Eigenart – Art 25 Abs 1 Buchst b und Art 6 
Abs 1 der Verordnung (EG) Nr 6/2002 

 
08.05.2024, Rs T-757/22, Puma/ EUIPO - Road Star Group (Chaussure) 

Gemeinschaftsgeschmacksmuster – Nichtigkeitsverfahren – Eingetragenes Gemeinschaftsgeschmacksmuster, das einen 
Schuh darstellt – Ältere Gemeinschaftsgeschmacksmuster – Nichtigkeitsgründe – Eigenart – Art 25 Abs 1 Buchst b und Art 6 
Abs 1 der Verordnung (EG) Nr 6/2002 

 
08.05.2024, Rs T-24/23, UF/ Kommission 

Öffentlicher Dienst – Bedienstete auf Zeit – Vertrag von unbestimmter Dauer – Kündigung des Vertrags – Art 47 Buchst c 
Ziff i BSB – Zerstörung des Vertrauensverhältnisses – Keine Feststellung des Sachverhalts 

 

08.05.2024, Rs T-28/22, Ryanair/ Kommission (Condor aide à la restructuration) 

Staatliche Beihilfen – Deutscher Luftverkehrsmarkt – Von Deutschland zugunsten eines Luftfahrtunternehmens gewährte 
Umstrukturierungsbeihilfe – Änderung der Bedingungen für die von Deutschland gewährten Darlehen und teilweise Abschrei-
bung von Schulden – Beschluss, keine Einwände zu erheben – Nichtigkeitsklage – Klagebefugnis – Zulässigkeit – Wahrung 
der Verfahrensrechte – Ernsthafte Schwierigkeiten – Art 107 Abs 3 Buchst c AEUV – Rn 67 der Leitlinien für staatliche Beihilfen 
zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten – Lastenverteilung 

 
08.05.2024, Rs T-393/21, Max Heinr Sutor/ SRB 

Wirtschafts- und Währungsunion – Bankenunion – Einheitlicher Abwicklungsmechanismus für Kreditinstitute und be-
stimmte Wertpapierfirmen (SRM) – Einheitlicher Abwicklungsfonds (SRF) – Beschluss des SRB über die Berechnung der für 
2021 im Voraus erhobenen Beiträge – Begründungspflicht – Einrede der Rechtswidrigkeit – Zeitliche Beschränkung der Wir-
kungen des Urteils 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
07.05.2024, Beschwerde Nr 13186/20 u.a., Tsaava u.a./Georgien 

Verletzung von Art 3 EMRK (Verbot der Folter); unwirksame strafrechtliche Ermittlungen, die seit mehr als viereinhalb Jahren 
andauern und bei denen es um Verletzungen von Demonstranten und Journalisten durch von der Polizei abgefeuerte Gum-
migeschosse sowie um angebliche Misshandlungen bei der Auflösung einer Demonstration vor dem Parlamentsgebäude geht; 
das Gericht hat davon abgesehen, eine Entscheidung zu treffen, da die Ermittlungen noch nicht abgeschlossen sind und der 
Sachverhalt auf innerstaatlicher Ebene weiter geklärt werden muss; Bedeutung der Grundsätze der Subsidiarität und der ge-
teilten Verantwortung 

 

07.05.2024, Beschwerde Nr 28345/16, Thomaidis/Griechenland 

Keine Verletzung von Art 10 EMRK (Freiheit der Meinungsäußerung); Feststellung der zivilrechtlichen Haftung und Verur-
teilung zu Schadenersatz gegen einen Journalisten wegen der Ausstrahlung von Materialien im Zusammenhang mit angeb-
lichen Spielabsprachen im griechischen Fußball in von ihm moderierten Live-Fernsehsendungen; rechtswidrige Verbreitung von 
Zeugenaussagen aus strafrechtlichen Ermittlungsakten und Ausstrahlung von rechtswidrig abgehörten Gesprächen; Grenzen 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=285847&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=914008
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des verantwortungsvollen Journalismus überschritten; inländische Gerichte haben sachdienliche und ausreichende Gründe an-
geführt, Normen im Einklang Art 10 angewandt und sich auf eine vertretbare Bewertung der relevanten Tatsachen gestützt; 
Eingriff „in einer demokratischen Gesellschaft notwendig“; inländischen Behörden haben im Rahmen ihres Ermessensspiel-
raums gehandelt, indem sie einen gerechten Ausgleich zwischen den konkurrierenden Interessen gefunden haben 

 

07.05.2024, Beschwerde Nr 22283/21, A.D. u.a./Schweden 

Keine Verletzung von Art 3 EMRK (Verbot der Folter); Abschiebung der Bf nach Albanien im Anschluss an einen erfolglosen 
Asylantrag stellt keinen Verstoß dar; kein Hinweis darauf, dass die innerstaatlichen Verfahren keine wirksamen Garantien zum 
Schutz vor willkürlicher Zurückweisung enthielten oder anderweitig fehlerhaft waren; kein Nachweis, dass die albanischen Be-
hörden nicht in der Lage oder nicht willens waren, die Gefahr von Misshandlungen durch nichtstaatliche Akteure, der die An-
tragsteller offenbar ausgesetzt waren, durch die Gewährung eines angemessenen Schutzes zu beseitigen 

 

07.05.2024, Beschwerde Nr 49014/16, A.K./Russland 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); Verletzung von Art 14 EMRK (Verbot der 
Benachteiligung); unverhältnismäßige Entlassung einer Lehrerin aufgrund von Fotos, die sie auf ihrem privaten Social-Media-
Profil gepostet hat; Fotos, die Zuneigung zu Intimpartnern zeigen, sind nicht obszön oder sexuell explizit und können nicht als 
unmoralische Handlung eingestuft werden; Foto mit einer Mittelfingergeste, auch wenn es sich um eine fragwürdige Geste 
handelt, beweist keine irreparable Unvereinbarkeit der Handlung mit ihren Aufgaben als Lehrerin; sofortige Anwendung der 
restriktivsten Sanktion ohne Berücksichtigung anderer Disziplinarmaßnahmen; unterschiedliche Behandlung allein aufgrund 
von Erwägungen der sexuellen Ausrichtung ohne besonders überzeugende und gewichtige Gründe 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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